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Tel. 0531/391-4308 . 
Fax 0531/391-4575 
·--:·.:.:·.:-(,: ~<> , der Technischen Universität Braunschweig 
~~-' ,, ,,,,%,t (::;;",\ 
; ; , w, 'tr,,~~hatt~L\'?chnischen Universität Braunschweig hat in seiner Sitzung am 
·-=t::: .. 
. ,•,-.;:,,,Jt ; .·;:i=Jit@!Gn.~E:ii..t.igiw~rg§.tFhie.rrnit die Uberlassungsbedingungen der TU Braunschweig über die 
( 
Gebühren- und Entgeltordnung 
der Technischen Universität Braunschweig 
Gemäß § 81 Abs. 1 Nds. Hochschulgesetz (NHG) in der FassL1ng der Bekanntmachung 
vom 24.03.1998 (Nds. GVBI S. 310) hat der Senat ·der Technischen Universität Braun-
schweig am 9. Februar 2000 · 
e für die Teilnahme an Weiterbildungsstudiengängen, . Weiterbildungsprogramrrien und 
Einzelveranstaltungen, · · - ' · ' · - : 
~ für Gasthörer und Gasthörerinnen, 
• für Studierende, die das 60. Lebensjah~ vollendet haben, sowie 
e für di.e Nutzung von Hochschuleinrichtungen durch Außenstehende 
folgende Gebühren- und Entgeltordnung beschlossen: 




1.1.1 Von den· gemäß der Immatrikulationsordnung eingeschriebenen Studierenden der 
Weiterbildungsstudiengänge werden Gebühren erhoben._ 
1.1.2 Für jeden Weiterbildungsstudiengang wird eine gesonderte Gebühr festgesetzt, deren 
Höhe unter Beachtung der nachstehenden Grundsätze ermittelt wird. · 
1.2 Ko_stenermittlung, Abschläge, Gebührenhöhe 
1.2.1 Kostenermittlung · 
Es werden folgende Kosten berücksichtigt: 
djrekte Personalkosten 
(Leistungen des vorhandenen Personals und Kosten des zusätzlich beschäftigten 
Personals) 
Sachkosten 
(M~terialkostl:ln und anteilige Kosten für die Inanspruchnahme von Geräten) 
Gemeinkostenzuschlag in Höhe von 15 v. H. der Perso'nal- und Sachkosten._ 
1.2.2 Abschläge 
Von den ermittelten Kpsten können Abschläge jeweils von bis zu 50 v. H. vorgenom-
men werden 
bei einem . besonder_en staatli.chen oder hochschulpolitischen Interesse, 
bei Markteinführung. 
1.2.3 Gebührenhöhe 
Die Gebührenhöhe pro Studierenden errechnet sich aus den nach 1.2.1 und 1.2.2 
ermittelten Kosten dividiert durch die Anzahl der durchschnittlich in Anspruch genom-
menen Studienplätze für den Weiterbildungsstudiengang. Die Gebührenhöhe wird in 
der Zulassungsordnung festgelegt. 
1.2.4 Kostenübernahme durch Dritte . . 
Sofern Kosten des Weiterbildungsstudiengangs von Dritten übernommen werden, 
wird die Gebühr entsprechend reduziert. · 
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2 . Weiterbildungsprogramme und Einzelveranstaltungen 
2.1 Grundsatz 
Von P,ersonen, die an nicht studiengangsbezogenen Weiterbildungsprogrammen oder 
Einzelveranstaltungen der W~iterbildung teilnehmen, werden Entgelte erhoben. 
2.2 Kostenermittlung und Entgeltfestsetzung 
Bei der Kostenermittlung und Entgeltfestsetzung· ist 1.2 entsprechend anzuwenden. 
Für Weiterbildungsprogramme und Einzelveranstaltungen, die mit gleichartigen An-
geboten privater Unternehmen konkurrieren, · werden marktübliche Entgelte festge-
. setzt. 
3. Gasthörer und Gasthörerinnen 
· 3.1 Teilnahme an Lehrveranstaltungen 
Personen, die an einzelnen Lehrveranst~ltungen des grundständigen oder postgra-
dualen. Studiums teilnehmen möchten, werden auf Antrag als Gasthörer bzw. Gasthö~ 
rerinnen nach Maßgabe der Immatrikulationsordnung der Technischen Universität 




bis zu 4 SWS: 
von mehr als 4 SWS· 




ab SS 2002 
200 DM 
300 DM 
3.2 Erbringung von Studienleistungen und Able·gung von Prüfungen 
Für die Erbringung von Studienleistungen und Ablegung von Prüfungen (§. 33 Abs. 4 
Satz 2 NHG) werden gesonderte Entgelte erhoben. Die Kostenermittlung urid Ent-
.geltfestsetzung erfolgt nach 1.2 durch die zuständigen Prüfungsausschüsse. 
3.3 Veranstaltungen ausschließlich für Gasthörer und Gasthörerinnen 
· Bei Veranstaltungen, die ausschließlich für Gasthörer und Gasthörerinnen angeboten 
werden, sind die Kosten von der jeweils zuständigen Einrichtung nach 1.2 zu ermitteln 
und festzusetzen. 
4. Studierende, die das 60. Lebensjahr vollendet haben ( J 
4.1 .Höhe der Studiengebühren 
Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben und sich für einen grundständigen 
oder postgradualen Studiengang einschreiben, entrichten · neben den Beiträgen für 
das Studentenwerk und die Studentenschaft sowie dem Verwaltungskostenbeitrag 
Studiengebühren pro Semester wie folgt: 
SS 2000/ SS 2001/ ab SS 2002 
Gruppe 1: 
Gruppe II: 





4.2 Zuordnung der Studiengänge zu den Gruppen 
500 DM 
1.000 DM 
Zur Gruppe ·1 gehören die Studiengänge der Fachbereiche 1 (mit Ausnahme der In-
formatik), 9 und 10. 
Zur ·Gruppe 11· gehören die naturwissenschaftlichen und ingenieurwissenschaftlichen 
Studiengänge (Studiengänge der Fachbereiche ·2 bis· 8) sowie die ingenieurwissen-
schaftlichen Kombinationsstudiengänge Wirtschaftsingenieurwesen . und Wirt-
schaftsinformatik .und der Studiengang Informatik. 
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4.3 Studiereride der Gruppe II zahlen bis .zum Abschluss des Vordiploms die Gebühr ge-
mäß Gruppe 1. 
5. Nutzung von Universitätseinrichtungen durch Außenstehende 
5.1 Überlassung von Universitätseinrichtun~en 
5.1.1 Universitätseinrichtungen dürfen Außenstehenden nur nach Abschluss einer vertragli-
chen Vereinbarung gegen Entgelt überlassen werden1 wenn das Ansehen der Univer- . 
sität nicht beeinträchtigt und der Grundsatz der Gleichbehandlung gewahrt wird. Au-
ßenstehenden gleichgestellt sind Mitglieder und Angehörige der Universität, die die 
Einrichtungen privat nutzen. 
5.1.2 Universitätseinrichtungen im Sinne di~ser Ordnung sind Grundstücke, Wege, Plätze, 
Parkflächen, Gebäude, Räume, Ausstattungsgegenstände oder Teile davon, Geräte 
sowie Dienstleistungen. 
5. 1.3 Für die Überlassung gelten die Bedingungen der Technischen Universität Braun-
. schweig über die Nutzung von Einrichtungen und die.Inanspruchnahme von Dienstlei-
stungen .außerhalb ihrer gesetzlichen .Aufgaben - Überlassungsbedingungen - vom 
1. April 2000, in denen auch die Höhe der zu zahlenden Entgelte - einschließlich Er-
( mäßigurmen urid Befreiungen von der Entgeltpflicht - geregelt ist: 
. . 
5.2 Nutzung von Angeboten.und Leistungen der Zentralen Einrichtungen 
Für die Inanspruchnahme der Leistungen und Angebote der Zentralen Einrichtungen 
sind von Außenstehenden Entgelte zu entrichten. Bei der Kostenermittlung und Ent-
geltfestsetzung ist 2.2 entsprechend anzuwenden, ferner gelten für Ermäßigungen 
und Befreiungen die Bestimmungen der Ziffer 6 sinngemäß. Das Nähere regeln die 
jeweiligen Benutzungs- und Eritgeltordnungen der Zentralen Einrichtungen. · 
6. Ermäßigung und Befreiung 
6.1 Auf Antrag können· die Gebühren nach 1.2.3 und 4.1 sowie die Entgelte nach 2.2 und 
3. in Härtefällen teilweise oder ganz erlassen werden (z. B. beim Empfang von Sozial-
oder Arbeitslosenhilfe). 
6.2 Gasthörer und Gasthörerinnen, die Studierende einer anderen .niedersächsischen 
Hochschule sind, sind von der Zahlung eines Entgelts nach 3.1 und 3.2 befreit. 
6.3 Für Mitglieder und Angehörige der Universität gilt 6.2 entsprechend und 6.1 mit der 
Maßgabe, dass die dort aufgeführten Gebühren und Entgelte - ausgenommen Zif-
- fer 3 - um 50 % ermäßigt werden. 
6.4 { Liegt die Teilnahme an Veranstaltungen der Universität bzw. die Nutzung von Univer-
sitätseinrichtungen im besonderen Interesse der Universität, so kann auf die Erhe-
bung von Gebühren und Entgelte vollständig verzichtet werden. Pie Erhebung von 
Gebühren und Entgelten entfällt, sofern die Universität in Verträgen mit Kooperati-
onspartnern für bestimmte ~ersonengruppen Entsprechendes vereinbart hat. 
6.5 Abweichend von 6.1, . 6.3 und 6.4 werden Ermäßigungen und Befreiungen_ nicht für 
solche Veranstaltungen gewährt, die ohne vollständige Erhebung der Entgelte und 
Gebühren nicht durchgeführt ·werden können. · 
. 7. Fälligkeit 
. Die Gebühren nach 1.2.3 und 4.1 sowie ~ie Entgelte nach 3.1 sin.d in der Regel vor 
Semesterbeginn, die Entgelte . nach 2.2 und 3.3 vor Veranstaltur:,gsbeginn und die 
Entgelte nach 3.2 nach Rechnungsteilung zu zahlen. 
8. Übergangsregelung 
8.1 Weiterbildungsstudiengänge 
Die in den Ordnungen für Weiterbildungs·studiengänge ·enthaltenen Regelungen über 
zu zahlende Gebühren und Entgelte gelten bis zu ihrer Anpassung an die Bestim-. 
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mungen dieser Ordnung fort. Die Anpassung hat bis spätestens 01.04.2002 zu erfol-
gen. 
8.2 Sprachenzentrum . 
Mit In-Kraft-Treten dieser Ordnung tritt die Gebühren- und Entgeltordnung der TU 
Braunschweig vom 25.01.1995 mit Ausnahme des § 2 Abs. 2 außer Kraft. Die dorti-
gen Regelungen gelten bis zum Erlass einer Benutzungs- und Entgeltordnung des 
Sprachenzentrums mit der Maßg~be fort, dass in Satz 1 die Zahl 100 durch die Zahl. 
130 ersetzt wird. 
9. In-Kraft-Treten 
Diese Ordnung tritt am 1. April 2000 in Kraft. Sie ist erstmals für das Sommerseme-
ster 2000 anzuwenden. 
( 1 
( ) 
Überlassurigsbedingungeri der Technischen ·Universität Braunschweig 
über die Nutzung von Einrichtungen und die Inanspruchnahme von Dienstleistungen 
außerhalb ihrer gesetzlichen Aufgaben - Überlassungsbedingungen -
.. ~ ; . ' 
1. ·Allgemeines 
1.1 Die Nutzung von Einrichtungen -und Inanspruchnahme von Dienstleistungen erfolgt auf 
der . Grundlage der Gebühren- und Entgeltordnung der TU Braunschweig und den fol-
genden Bestimmungen„ 
1.2 Universitätseinrichtungen dürfen Außenstehenden sowie Mitgliedern und Angehörigen 
der Universität zur privaten Nutzung nur nach Abschluss ·einer vertraglichen Vereinba-
. rung gegen Entgelt überlassen werden, wenn das Ansehen der Universität nicht beein-
trächtigt und der Grundsatz der Gleichbehandlung gewahrt wird. 
' . 
1.3 · Universitätseinrichtungen sind Grundstücke, Wege, Plätze, Parkflächen, Gebäude, Hör- . 
säle, Räume, Ausstattungsgegenstände oder Teile davon, Geräte sowie Dienstleistun-
· - · . . gen. 
. . 
1.4 Bestehende Benutzungs- und Entgeltordnungen für zentrale Einrichtungen (z. B. Biblio-
thek, Hochschulsport etc.) bl_eiben .hie.rvo.n· unberührt. · 
2. Antragsverfahren, vertragliche Vereinbarungen 
2.1 Die. Nutzung von Einrichtungen und die · 1nansprüchnahme von Dienstleistungen kqnnen 
mit dem .dafür vorgesehenen Antragsvordruck, dem die Preisliste beigefügt ist, bei der 
zuständigen Abteilung 53 der Zentralverwaltung beantragt werden. · Der Antrag gilt zu-
.. gieich als Angebot auf Abschluss eines Nutzungs- und Überlassungsvertrages. 
2.2 · Der Antrag ist spätestens fünf. Werktage vor dem geplanten Termin der Veranstaltung 
einzureichen un~ ha~ 9ie folgenden Ang~ben zu enthalten: · 
a) Name und Anschrift des/der Veranstalters/in, bei · Organisationen · auch der verant-
wortlichen natürlichen Personen, 
b) die Bezeichnung der gewünschten Einrichtungen, 
c) Tag, Uhrzeit und Dauer der Benutzung, • . 
d) den Gegenstand der Veranstaltung (Thema, Titel, Inhalt, Zweck), 
e) · ggf. das Veranstaltungsprogramm und die Mitwirkenden, 
f) die Angabe, ob die Veranstaltung der Gewinnerzielung dient .und ob Bundes- qder 
Landeszuwendungen bewilligt wurden (ggf. ist der Nachweis zu erbringen), 
g) die Anzahl der als Teilnehmer eingeladenen, •vorgesehenen oder.erwarteten Perso-
1 • • • 
nen, 
h) die Versicherung, dass der/die Veranstalter/in diese Bedingungen kennen und sich 
ihnen unterwerfen, . . . · . . . . 
i) ggf. die Versicherung, dass die Veranstaltung der Besteuerung nicht unterliegt oder 
· sie ~ei der zuständigen Dienststelle zur Besteuerung angemeldet ist, und - soweit 
. · erforderlich - etwaige: gewerberechtliche Erlaubnis vorliegt. 
j) den Nachweis, dass für Partys eine Haftpflichtversicherung in Höhe von mindestens 
. 15.000 DM abgeschlossen worden ist. 
·k) Anga~en zur Erhebung von Eintrittsgeldern, Standgebühren oder · Tagungsgebüh-
ren. · · · 
2.3 Wird dem Antrag entsprochen, so teilt die zuständige Stelle dies dem Antragsteller in 
schriftlicher Form mit. Zugleich e~klärt sie damit die Annahme des Vertragsangebots. Mit 
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-Zugang der Annahmeerklärung wird der Nutzungs- und Überlass4ngsvertrag wirksam·. 
· Kann _<;lern .Antrag und Vertragsangebot nicht entsprochen werden, erhält der Antrag-
steller eine entsprechende schriftliche Mitteilung. 
2.4 Ein Rechtsanspruch auf Üb~rlassung von Einrichtungen oder Dienstleistungen besteht 
nicht. Die Überl~ssung kann von der Erfüllung von Auflagen und Bedingungen abhängig 
gemacht werden. 
2.5 . ,. EiQe„ Überla·ssung kann insbesondere dann versagt werden, wenn 
··.···.' 
durch die geplante Veranstaltung oder beabsichtigte Nutzung das Ansehen der Uni-
:. v~rsität beeir,trächtigt werden würde, 
· dies aus GrQnden .der Gleichbehandlung geboten ist, 
bei -einer früheren Veranstaltung d~s/der Antragstellers/Antragstellerin Sach- oder 
Personenschäden aufgetreten sind, 
der/die Antragsteller/in mit der Zahlung des Nutzungsentgelts für eine frühere 
Überlassung oder Erfüllung von Schadensersatzansprüchen aus einer früheren 
Überlass·ung im Rückstand ist, · 
Veranstaltungsthemen einen Straftatbestand verwirklichen oder zu strafbaren 
Handlungen aufrufen (z.B. Beleidigung, üble Nachrede, Aufforderung zur Sachbe-
schä.digung), . · 
eine Veranstaltung eine rein ·kommerzielle Ausrichtung .hat, die sich mit dem Er-
scheinungsbild einer Universität nicht vereinbaren lässt. 
2.6 Die TU Braunschweig ist berechtigt,· bis zum Überlassungstermin jederzeit aus wichti-
gem Grund vom Vertrag zurückzutreten. Die TU Braunschweig haftef nicht für dem Ver-
.. a11~talter oder der Veranstalterin eve.ntuell dadurch entstehende Schäden . 
. Ein wichtiger .Grund liegt insbesondere vor, wenn . 
die Gefahr besteht, dass die Überlassung von Einrichtungen zu Schäden an diesen 
Einrichtungen .führen könnte oder in dem Antrag auf Überlassung Angaben, auf die 
e~-für die Entscheidung über die Überlassung ankommt,-unrichtig sind, 
eine Gefahr für die öffentliche-Sicherheit besteht, · . 
für die TU Braunschweig ein unvorhergesehenes Eigeninteresse an der überlasse-
······ . nen Einrichtung od~r. Dienstl.eistung ent_steht. · 
3. Höhe und Fälligkeit d~s Entgelts 
'. 
Die Höhe des zu zahlenden Entgelts richtet sich nach der jeweils gültigen Preisliste 
-(Anlage.zu diesen Überlassungsbedingungen). Das Entgelt ist innerhalb von 14 Tagen 
nach Rechnungsstellung-fällig. 
4. -:-·. Benutzungsbedingungen. 
4.1 Bei der Benutzung der _Einrichtungen haben die Veranstalter .die geltenden Rechtsvor-
schriften, insbesondere.die sicherheitspolizeilichen Bestimmungen, einzuhalten. 
4·.2 Veranstaltungen dürfen nur in Anwesenheit eines/r Leiters/in stattfinden. Er/Sie ist' für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. 
4.3 Der/Die Leiter/in der Veranstaltung ist verpflichtet, sich vor Beginn der Benutzung bei 
dem Hausmeister bzw. Pförtner über den Zustand und die Beschaffenheit der zur Be-
nl;!tz_ung überl~ssenen Einrichtung einschließlich ·der Zugangswege zu unterrichten_ und . 




4.4 Die Einrichtungen sind sorgfältig zu behandeln und dürfen nur ihrer Bestimmung ent- · 
sprechend sachgemäß benutzt werden. Eingriffe, Veränderungen und Ergänzungen an 
betriebstechnischen Einrichtungen dütfen nicht vorgenommen werden. 
4.5 Durch die Benutzung dürfen Veranstaltungen der TU Braunschweig in keiner Weise ge-
stört werden. · 
4.6 Dem Hauspersonal un·d den Beauftragten der TU Braunschweig ist jederzeit Zutritt zu 
den Veranstaltungen .zu gewähren; den Anordnungen dieser Personen ist Folge zu lei-
sten, soweit sie sich auf das Nutzungsverhältnis beziehen. 
4. 7 Be.i nicht unerheblichen Verstößen gegen die vorgenannten Benutzungsbedingungen 
kann die TU Braunschweig von dem/der verantwortlichen Leiter/in verlangen, die Veran-
: st;:altung vorzeitig . abzubrechen. Die überlassenen Einrichtungen sind innerhalb einer 
halben Stunde zu räumen bzw. zurückzugeben. Die Pflicht zur Entrichtung des ge-
schuldeten Entgelts bleibt bestehen. Entsprechendes gilt, wenn eine vorzeitige Beendi-
gung der Veranstal.tung wegen. drohender Schäden oder sonstiger Gefährdungen erfor-
( derlich war. · 
( 
4.8 Gehen die Verstöße oder die Gefahr von Einzelpersonen aus, so kann die TU Braun- · 
schweig von dem/der verantwortlichen Leiter/in verlangen, dass die betreffenden Perso-
nen von der Veranstaltung ausgeschlossen werden. · 
4.9 Die Veranstaltungen sind so rechtzeitig zu beenden, dass die Einrichtung mit Ablauf der 
Benutzungszeit geräumt bzw. zurückgegeben wird. 
4.9.1 Nach Beendigung der Veranstaltung sind die Einrichtungen im ordentlichen Zustand 
zurückzulassen bzw. zurückzugeben. 
4.9.2 Die Überl~ssung von Einrichtungen gilf nur für eigene Veranstaltungen des Antragstel-
. ler$/ der .Antragstellerin. Er/sie i~t zur Untervermietung oder Gebrauchsüberlassung in 
anderer Form an Dritte nicht berechtigt. Ein Verstoß hiergegen berechtigt die TU .Braun-
schweig zur Zurücknahme der Überlassung. · 
.5. Haftung, Schadensersatz, Gerichtsstand 
5.1 Soweit nicht durch den Überlassungsvertrag etwas anderes bestimmt ist, wird eine Haf-
tung des Landes sowie der TU Braunschweig oder ihrer Bediensteten für Schäden ir-
gendwelcher Art, die Personen, Personengruppen oder Organisationen aus der Benut-
zung oder Beschaffenheit von überlassenen Einrichtungen erwachsen, .nur begründet, · 
soweit die Schäden von der TU Braunsqhweig bzw. ihren Bediensteten vorsätzlich oder 
· grob fahrlässig verursacht wurdßn. Eine Haftung der TU Braunschweig für Folgeschäden· 
ist ausgeschlossen. 
5.2 Für jeden Schaden an überlassenen Einrichtungen, der durch. schuldhaftes Handeln des 
Veranstalters/ der Veranstalterin, seines/ihres Personals ·oder von Teilnehmern an der 
Veranstaltung herbeigeführt worden ist, haftet der/die Veranstalter/in gegenüber der TU 
Braunschweig. Die TU Braunschweig behält sich vor, in Einzelfällen eine Sicherheitslei-
stung (Kaution, Haftpflichtversicherung etc.) zu verlangen. 
5.3 Deridie Veranstalter/in ist verpflichtet, das Land, die TU Braunschweig und ihre Bedien-
steten, soweit diesen nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, von Scha-
densersatzansprüchen jeglicher Art freizuhalten, die anlässlich der Benutzung überlas-
sener Einrichtungen von Dritten erhoben werden können. · 
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5.4 Sind juristische Personen, nicht rechtsfähige Vereine oder sonstige Personenmehrheiten 
Veranstalter, so haften für Entgelt und Schadensersatz neben ihrem· Verrriögen auch die 
Unterzeichner des Vertrages persönlich gegenüber der TU Braunschweig, die Haftung 
istigesarritschuldnerisch. · 
5.5 Schadensersatz an d_ie TU Braunschweig ist in Geld zu .leisten; eine Frist zur Wiederher-
stellung des früheren Zustandes wird unbeschadet der Ziffer 5.6 nicht gewährt. 
5.6 Werden Räume nach der Benutzung in so verschmutztem Zustand hinterlassen oder 
zurQckgegeben, dass den Universitätsbediensteten die Reinigung nicht zugemutet wer-
den kann, so kann die TU Braunschweig vom(von · der Veranstalter/in verlangen, die 
Reinigung binnen sechs Stunden selbst vorzunehmen oder auf seine/ihre Kosten vor-
nehmen zu lassen. Kommt der/die Veranstalter/in diesem Verlangen innerhalb der ge-
nannten Frist nicht nach, kann die TU Braunschweig die Reinigung auf Kosten des/der 
VeranstaltersNeranstalterin veranlassen. · 
5.7 Gerichtsstand ist Braunschweig, soweit dies gesetz!ich zulässig vereinbart werden kann. 
6. ln~Kraft~ Treten 
. ·, 1 - · . 
Die Überlassungsbedingungen gelten ab Ö1 .04.2000. 
Zum gleichen Zeitpunkt treten die auf den MWK-Erlassen vom 05.10.1987 und 
, 21.02.1990 basie·renden Richtlinien außer Kraft. 








Stand: 01.04.2000 . 
A Grundsätze 
1. Für die Überlassung von Universitätseinrichtungen sind die unter B aufgelisteten Entgelte 
zu zahlen. 
2. Von der Entgeltpflicht befreit sind die Veranstaltungen bzw. Veranstaltungsträger der 
Kategorie 1. 
Zur Kategorie I gehören Veran_staltungen, 
- der verfassten Studentenschaft, ihrer Organe und Gliederungen zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben nach § 44 Abs. 3 l!nd 4 NHG, · · 
- registrierter studentischer Vereinigungen, 
- die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Aufgabenstellung der TU Braunschweig 
(§§ 2 und 3 NHG, z. B. Fachtagungen und Seminare) stehen und unter Beteiligung von 
Universitätseinrichtungen durchgeführt werden,. . , 
- von Vereinigungen zur Förderung _der Universität und Universitätseinrichtungian, 
- von Kooperationspartnern, soweit eine. entsprechende entgeltfreie Nutzung vereinbart 
ist: 
3. Die Entgelte für Veranstaltungen der nachstehend aufgeführten Kategorie II werden um 
50 % ermäßigt. · 
. Zur Kategorie II gehören Veranstaltungen, 
- von wissenschaftlichen, künstlerischen oder technisch-wissenscha'ftlicheri Gesell-1 . .' . • . . 
schatten, 
von anerkannten Trägern der Erwachsenenbildung (z. B. Volkshochschulen), 
von Behörden, . 
von oder zugunsten von Organisatione·n, die vom Finanzamt als gemeinnützjg aner-
. kannt sind, 
die dem allgemeinen Interesse der Wissenschaft, der Erziehung oder der allgemeinen 
Bildung dienen und von Verbänden, politischen Parteien, Gewerkschaften oder ge- · 
meinnützigen Vereinen durchgeführt werden. 
4. Des Weiteren kann eine Befreiung -oder Ermäßigung von Entgelten auf Antrag ausge-
sprochen werden, wenn ein besonderes Interesse der Universität an einer Veranstaltung 
gegeben ist. 
5. Vorbehalt: 
Eine Ermäßigung oder Befreiung von der Entgeltpflicht ist ausgeschlossen, wehn mit der 
Veranstaltung Einnahmen von erheblichem Umfang verbunden sind. · -
2 
B · Entgeltsätze 
1. Hörsäle/ Räume 
Für die Überlassung von Hörsälen oder sonstigen Räumen werden für Veranstaltungen 
bis zur Dauer von drei Stunden (einschließlich Zu- und Abgang der Besucher) folgende 
Entgelte erhoben: 























b) Während der Heizperiode- 01.10. bis 30.04. -, mehr als 
800 Plätze 500 DM 
700 Plätze 425 DM 
·.600 Plätze 350 DM 
500 Plätze 325 DM 
400 Plätze 288 DM 
300 Plätze 225 DM 
200 Plätze 188 DM 
.100 Plätze 150 DM 
50 Plätze 100 DM 
unter 50 Plätze 1 63 .DM 
Aula 225 DM 
( 
c) Der Zuschlag für jede weitere Stunde.sowie für die Nutzung an Sonn- und Feiertagen 




• t 3 
2·. Flächen 




Räume und Eingangshallen (Foyers) für Ausstellungs-
. zwecke 
je Stand bis zu 5 qm Stellfläche 
für jeden weiteren angefangenen qm Stellfläche 
Außenflächen für Ausstellungszw~cke 
je Stand bis 5 qm Stellfläche 
für jeden weiteren angefangenen qm Stellfläche· 
Außenf.lächen für sonstige Veranstaltungen 
je angefangene 500 qm 
3. Geräte 









50 DM · 






















. pro Veranstaltung 
· pro Veranstaltung 
pro Tag 
Bei der Überlassung 'von sonstigen Geger:iständen zum Gebrauch wird für Veranstaltun-
gen bis zur Dauer von drei Stunden ein Entgelt in Höhe von 1 v. H. des Beschaffungs-
wertes, höchstens jedoch 150 DM je Gegenstand, erhoben; für jede weitere angefangene 
Stunde davon 30 v. H. · · · 
4. Zusätzliche Personalkosten 
Dienstleistungen, die das Auf- urid Abschließen der Räume betreffen,· sind in den o. a. 
Preisen enthalten. Darüber hinausgehende Personalkosten (z. B. für aufsichtsführendes 
Personal oder Techniker), die durch zusätzliche Dienstleistungen entstehen, werden ge-
mäß unten stehender Tabelle in Rechnung gestellt. · 
BBesG BAT MTArb . . pro Stunde 
Student Hilfskraft 30 DM 
Einfacher Dienst A1-A4 X-IXa 1-2a .. 48 DM 
Mittlerer Dienst A5-A8 VIII-Vc 3-6a 62 DM 
Gehobenet Dienst A9-A1·2 Vb-111 ab7 84 DM 
Höherer Dienst abA13 ab llb - 1.17 DM 
5. Sonstige J,<osten 
.Telefon- und Faxgebühren werden dem Veranstalter oder der Veranstalterin gesondert in 
Rechnung gestellt. 
